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Presse-Hintergrund: 
  

Deutsche Krankenhäuser: Ahnungslos ? 
Neue Bedrohungen durch EU-Fiskalpakt, Berliner Schuldenbremse  

und TISA 
  
Die Akademie und Institut für Sozialforschung Verona hat im November und 
im Dezember 2014 sämtlichen deutschen Akutkrankenhäusern Informationen 
über die drohenden weiteren Finanzierungsdefizite und Privatisierungstenden-
zen angeboten. Es ging um die Auswirkungen des EU-Fiskalpakts, der Berliner 
Schuldenbremse und des Länderfinanzausgleichs. Ergebnis wie erwartet: Kein 
Interesse am Thema auf der ganzen Linie. Kommentar des Projektleiters Prof. 
Goeschel: „Genau das hatte ich erwartet. In der ehemals gesundheitspolitisch 
aktiven und innovativen Krankenhauslandschaft ist Friedhofsruhe eingekehrt. 
Die Akutkrankenhäuser sind durch den Ökonomisierungsterror von  Bundes-
regierungen, „Volksparteien“, Kassenverbänden und Privatinvestoren in einen 
gnadenlosen Existenzkampf getrieben worden, der jeden gesundheitspoliti-
schen Gestaltungsgedanken unterdrückt  und jeden gesundheitspolitischen 
Gestaltungswillen vernichtet hat.“ 
  
Scharfe Kritik übt Prof. Goeschel in diesem Zusammenhang aber auch an den ge-
sundheitspolitischen und wirtschaftspolitischen Fachbereichen der zuständigen Ge-
werkschaft ver.di. Anstatt das offenkundige Kritikdefizit in der Krankenhauswirtschaft 
mit eigenen Konzepten für eine gemeinwirtschaftliche Krankenhausversorgung der 
Bevölkerungen in den Regionen auszugleichen, bleibt es bei Allgemeinplätzen, 
Belanglosigkeiten und Dauerschweigen. 
  
Nach Einschätzung von Prof. Goeschel haben die Bevölkerungen in den Regionen 
Deutschlands den vierzigjährigen nichterklärten Krieg der Bundespolitik, der Kassen- 
lobby und der Marktideologen gegen die soziale und regionale Krankenhausversor- 
gung schlichtweg verloren. Völlig versagt hätten in diesem Zusammenhang die soge- 
nannten „Sozialverbände“ VdK und SoVD, die sich zwar bei jeder Gelegenheit als 
angebliche Vertreter der Älteren und Ärmeren nach vorne drängeln würden, in der für 
diese Personengruppen  zentralen Frage aber lautstark geschwiegen hätten. Die ge-
nannten Verbände hätten 40 Jahre Zeit gehabt, um ein Minimum an gesundheitspoli-
tischer Kompetenz aufzubauen. Geschehen sei: Nichts. 
  
Was spielt sich im Krankenhausbereich derzeit im Vordergrund und im Hintergrund 
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ab? Nach den massiven Kürzungen im Rentenbereich, die bereits im Jahr 2010 be-
gonnen haben, konzentriert sich die EU-Politik nun auf einen Abbau  der Kranken- 
hausversorgung. Zu welch katastrophalen Versorgungsproblemen dies beispielswei-
se in Griechenland geführt hat, ist mittlerweile Thema von Bundestags- und EU-
Petitionen. Aber auch in so wirtschaftsstarken Regionen wie der Autonomen Provinz 
Bozen – Alto Adige (Südtirol) soll nun auf Spardiktat aus Rom die geographisch ge-
botene und medizinisch bewährte dezentrale Facharztambulatorien- und Kranken-
hausversorgung liquidiert werden. 
  
In Deutschland wird der neueste Angriff auf die noch vorhandene soziale und regio-
nale Krankenhausversorgung mit zwei Stossrichtungen geführt werden: Erstens sol-
len mit einem „Strukturfonds“ in Höhe von einer Milliarde Euro möglichst viele Kran-
kenhäuser in die Schliessung oder Umwandlung geködert werden. Zweitens sollen 
Krankenhäuser mit angeblich schlechterer Qualität Abschläge bei den Leistungsent-
gelten auferlegt bekommen – und damit letztlich auch in die Schliessung oder Um-
wandlung getrieben werden. 
  
Der eigentliche Schlag für die gesamte Krankenhausversorgung in den Regionen 
wird aber kommen, wenn EU-Fiskalpakt, Berliner Schuldenbremse und Reform des 
Finanzausgleichs wirksam werden. Die Länder, die für die Investitionsfinanzierung 
der Krankenhäuser zuständig sind und schon jetzt statt der nötigen jährlich 6 Milliar-
den Euro gerade einmal 2,8 Milliarden Euro aufwenden, werden dann wegen des 
Verschuldungsverbotes noch weniger Investitionsmittel bereitstellen – damit werden 
die verbliebenen Krankenhäuser, soweit sie nicht sowieso schon Krankenhauskon-
zernen gehören, weiter in die Privatisierung getrieben. 
  
Die Privatisierung von Gemeineigentum durch die Einschaltung von Privatinvestoren 
ist ein Lieblingsprojekt der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) und 
steht in schönem Einklang mit den Privatisierungstendenzen des derzeit geheim 
verhandelten USA-EU Abkommens TISA (Trade in Services Agreement).  
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